
Achte Verordnung der Landesregierung zur Änderung der  

Corona-Verordnung 

 

Vom 13. Februar 2021 

 

Auf Grund von § 32 in Verbindung mit §§ 28 bis 31 des Infektionsschutzgesetzes 

vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 4a des Gesetzes vom 

21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3136, 3137) geändert worden ist, wird verordnet: 

 

Artikel 1 

 

Die Corona-Verordnung vom 30. November 2020 (GBl. S. 1067), die zuletzt durch 

Artikel 1 der Verordnung vom 10. Februar 2021 (notverkündet gemäß § 4 Satz 1 des 

Verkündungsgesetzes und abrufbar unter www.baden-wuerttemberg.de/corona-ver-

ordnung) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

1. In § 1a wird die Angabe „14. Februar“ durch die Angabe „7. März“ ersetzt. 

 

2. In § 1b werden nach dem Wort „durchzuführende“ die Wörter „berufliche Ausbil-

dung nach Berufsbildungsgesetz oder Handwerksordnung, wenn im aktuellen 

Ausbildungsjahr eine Zwischenprüfung oder eine Abschlussprüfung erfolgt, so-

wie im Präsenzbetrieb durchzuführende“ eingefügt. 

 

3. § 1d wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird nach Nummer 4 folgende Nummer 5 eingefügt: 

„Friseurbetriebe, die nach der Handwerksordnung Friseurdienstleistungen erbrin-

gen dürfen und entsprechend in die Handwerksrolle eingetragen sind, ab 1. März 

2021, soweit sie ihre Dienstleistung nach vorheriger Reservierung erbringen,“ 

und die bisherigen Nummern 5 bis 8 werden die Nummern 6 bis 9. 

 

b) In Absatz 7 Satz 4 werden nach dem Wort „entsprechend“ die Wörter „, ausge-

nommen sind Einrichtungen im Sinne des § 1 d Absatz 1 Satz 2 Nummer 5“ an-

gefügt. 

 

4. In § 1f Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „14“ durch die Angabe „21“ ersetzt. 

 

5. § 1h Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Das Personal von Krankenhäusern und stationären Einrichtungen für Menschen 

mit Pflege- und Unterstützungsbedarf sowie von ambulanten Pflegediensten hat 



im Rahmen der arbeitsschutzrechtlichen Bestimmungen einen Atemschutz, wel-

cher die Anforderungen der Standards FFP2 (DIN EN 149:2001), KN95, N95 o-

der eines vergleichbaren Standards erfüllt, zu tragen, soweit Kontakt zu Bewoh-

nern oder Patienten besteht. Das Personal von stationären Einrichtungen für 

Menschen mit Pflege- und Unterstützungsbedarf hat sich drei Mal pro Woche 

und das Personal von ambulanten Pflegediensten hat sich zwei Mal pro Woche 

einer Testung in Bezug auf eine Infektion mit dem Coronavirus zu unterziehen 

und jeweils das Ergebnis auf Verlangen der Leitung der Einrichtung vorzulegen; 

die Einrichtungen oder die ambulanten Pflegedienste haben die erforderlichen 

Testungen zu organisieren.“. 

 

6. § 1i Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Abweichend von § 3 Absatz 1 ist in den Fällen der Nummern 1, 2, 3, 4, 8 und 9 

eine medizinische Maske (vorzugsweise zertifiziert nach DIN EN 14683:2019-10) 

oder ein Atemschutz, welcher die Anforderungen der Standards FFP2 (DIN EN 

149:2001), KN95, N95 oder eines vergleichbaren Standards erfüllt, zu tragen.“. 

 

7. § 3 wird wie folgt geändert: 

 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 8 wird das Wort „und“ am Ende durch ein Komma ersetzt. 

bb) Nach Nummer 8 wird folgende Nummer 9 wird eingefügt: 

 „bei Angeboten der beruflichen Bildung im Bereich der gewerblichen Wirtschaft 

und“. 

cc) Die bisherige Nummer 9 wird die Nummer 10. 

 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 werden nach dem Wort „besteht“ die Wörter „oder in den Fällen des 

Absatz 1 Nummer 9“ eingefügt. 

bb) In Nummer 4 wird nach der Angabe „7“ das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt 

und nach der Angabe „8“ die Angabe „und 9“ eingefügt. 

cc) In Nummer 7 wird die Angabe „9“ durch die Angabe „10“ ersetzt. 

 

8. § 6 wird wie folgt geändert: 

 

a) Absatz 1 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„§ 28a Absatz 4 Sätze 2 bis 7 IfSG bleibt unberührt.“. 

 

b) Die Absätze 2 und 3 werden aufgehoben. 



 

c) Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden die Absätze 2 und 3. 

 

9. Es wird folgender § 10a eingefügt: 

„§ 10a 

Wahlen und Abstimmungen 

(1) Für die Wahlhandlung und die Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses 

bei der Landtagswahl, bei Bürgermeisterwahlen und bei Bürgerentscheiden sowie 

sonstigen Sitzungen des Gemeindewahlausschusses gelten die Absätze 2 bis 7. Das 

Wahlgebäude im Sinne dieser Regelung umfasst außer den Wahlräumen und Sit-

zungsräumen der Wahlausschüsse und Wahlvorstände auch alle sonstigen Räume 

im Gebäude, die während der Wahlzeit und der Ermittlung und Feststellung des 

Wahlergebnisses sowie sonstigen Sitzungen des Gemeindewahlausschusses öffent-

lich zugänglich sind. 

(2) Der Bürgermeister hat mindestens die Hygieneanforderungen nach § 4 Absatz 1 

Nummern 1 bis 3, 6 und 8 sicherzustellen. Für die Mitglieder der Wahlausschüsse 

und Wahlvorstände und die Hilfskräfte sind die Arbeitsschutzanforderungen nach § 8 

einzuhalten. 

(3) Im Wahlgebäude muss eine medizinische Maske (vorzugsweise zertifiziert nach 

DIN EN 14683:2019-10) oder ein Atemschutz, welcher die Anforderungen der Stan-

dards FFP2 (DIN EN 149:2001), KN95, N95 oder eines vergleichbaren Standards er-

füllt, getragen werden. Diese Verpflichtung besteht nicht für 

1. Kinder bis zum vollendeten sechsten Lebensjahr und 

2. Personen, die durch ärztliche Bescheinigung nachweisen, dass ihnen das Tra-

gen einer Maske gemäß Satz 1 aus gesundheitlichen Gründen nicht möglich ist, 

oder das Tragen aus sonstigen zwingenden Gründen nicht möglich oder zumut-

bar ist. 

Zu anderen Personen ist ein Mindestabstand von 1,5 Metern einzuhalten. Vor dem 

Betreten des Wahlraums muss jede Person sich die Hände desinfizieren. 

(4) Für Personen, die sich auf Grundlage des Öffentlichkeitsgrundsatzes im Wahlge-

bäude aufhalten, gilt: 

1. Sie sind zur Bereitstellung ihrer Kontaktdaten gemäß § 6 Absatz 1 Satz 1 ver-

pflichtet, der Wahlvorstand ist zur Erhebung dieser Daten berechtigt, der Wahl-

vorsteher hat die gesammelten Daten dem Bürgermeister in einem verschlosse-

nen Umschlag zu übergeben; der Bürgermeister ist zur Datenverarbeitung nach 



§ 6 Absatz 1 Satz 1 Verpflichteter; 

2. Im Falle des Absatzes 3 Satz 2 Nummer 2 dürfen diese Personen sich in Wahl-

räumen zwischen 8 Uhr und 13 Uhr und zwischen 13 Uhr und 18 Uhr und ab 18 

Uhr für jeweils längstens 15 Minuten aufhalten, in Briefwahlräumen für längstens 

15 Minuten; zu den Mitgliedern des Wahlvorstands und den Hilfskräften muss je-

weils ein Mindestabstand von zwei Metern eingehalten werden. 

(5) Der Zutritt zum Wahlgebäude ist Personen untersagt, die 

1. in Kontakt zu einer mit dem Coronavirus infizierten Person stehen oder standen, 

wenn seit dem letzten Kontakt noch nicht 10 Tage vergangen sind, 

2. typische Symptome einer Infektion mit dem Coronavirus, namentlich Fieber, tro-

ckener Husten, Störung des Geschmacks- oder Geruchssinns, aufweisen, 

3. entgegen Absatz 3 Satz 1 keine Maske tragen, ohne dass eine Ausnahme nach 

Absatz 3 Satz 2 vorliegt, oder 

4. entgegen Absatz 4 Nummer 1 ganz oder teilweise nicht zur Angabe ihrer Kon-

taktdaten bereit sind. 

(6) Für den Fall des Transports von Wahlgegenständen zu einem anderen Wahlbe-

zirk nach § 41 Absatz 3a der Landeswahlordnung oder zu einem anderen Wahlbezirk 

oder einem Sitzungsraum eines Briefwahlvorstands nach § 37a der Kommunalwahl-

ordnung, weil weniger als 50 Stimmen im Wahlbezirk abgegeben wurden, dürfen 

mehrere Personen aus verschiedenen Haushalten in einem Fahrzeug fahren. Die 

Personen haben einen Atemschutz, welcher die Anforderungen der Standards FFP2 

(DIN EN 149:2001), KN95, N95 oder eines vergleichbaren Standards erfüllt, zu tra-

gen. § 3 Absatz 2 Nummer 2 bleibt unberührt. 

(7) Zur Teilnahme an der Wahl oder Abstimmung sind Wählerinnen und Wähler von 

Ausgangsbeschränkungen aufgrund des Infektionsschutzgesetzes befreit. Gleiches 

gilt für die Mitglieder der Wahlausschüsse und Wahlvorstände und die Hilfskräfte zur 

Mitwirkung bei der Wahl oder Abstimmung.“. 

 

10. In § 14 Satz 1 Nummer 6 wird die Angabe „2“ durch die Angabe „1“ ersetzt. 

 

11. In § 19 Nummer 6 wird die Angabe „4“ durch die Angabe „3“ ersetzt. 

 



12. In § 21 Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „14. Februar“ durch die Angabe „7. 

März“ ersetzt. 

 

Artikel 2 

§ 1f der Corona-Verordnung vom 30. November 2020 (GBl. S. 1067), die zuletzt 

durch Artikel 1 dieser Verordnung geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

 

„§ 1f 

Betrieb der Schulen 

(1) Untersagt sind 

1. der Unterrichtsbetrieb in der Präsenz sowie die Durchführung außerunterrichtli-

cher und anderer schulischer Veranstaltungen an den öffentlichen Schulen und 

den entsprechenden Einrichtungen in freier Trägerschaft, 

2. der Betrieb von Betreuungsangeboten der verlässlichen Grundschule, flexiblen 

Nachmittagsbetreuung, Horte sowie Horte an der Schule. 

Das Kultusministerium und das Sozialministerium können zur Durchführung ab-

schlussrelevanter Prüfungsteile Ausnahmen zulassen.  

(2) Der fachpraktische Sportunterricht in Präsenz ist, auch soweit der Unterrichtsbe-

trieb nach den Absätzen 3 bis 13 wieder zulässig ist, untersagt. Abweichend hiervon 

ist fachpraktischer Sportunterricht in Präsenz zur Prüfungsvorbereitung einschließlich 

der fachpraktischen Leistungsfeststellungen für die Schülerinnen und Schüler, die 

Sport als Prüfungsfach gewählt haben, mit der Maßgabe zulässig, dass ein Mindest-

abstand von 1,5 Metern durchgängig eingehalten wird. Betätigungen, bei denen der 

Mindestabstand nicht eingehalten werden kann, sind untersagt. Es ist jedoch gestat-

tet, mit einer nicht-medizinischen Alltagsmaske oder einer vergleichbaren Mund-Na-

sen-Bedeckung Sicherheits- oder Hilfestellung zu leisten. 

(3) Die Untersagung nach Absatz 1 gilt nicht für: 

1. die Schulen am Heim an nach § 28 Kinder- und Jugendhilfegesetz für Baden-

Württemberg anerkannten Heimen für Minderjährige, soweit die Schüler ganzjäh-

rig das Heim besuchen, sowie Sonderpädagogische Bildungs- und Beratungs-

zentren mit Internat, die ganzjährig geöffnet sind, 

2. die Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren mit den Förder-

schwerpunkten geistige Entwicklung, körperliche und motorische Entwicklung so-



wie Sonderpädagogische Bildungs- und Beratungszentren mit anderen Förder-

schwerpunkten mit diesen Bildungsgängen, 

3. die Durchführung schriftlicher und praktischer Leistungsfeststellungen, 

4. den Präsenzunterricht für Schülerinnen und Schüler 

a) der Klassenstufe 9 der Hauptschule, Werkrealschule, Realschule und Gemein-

schaftsschule, die im Schuljahr 2020/21 die Abschlussprüfung ablegen, 

b) der Klassenstufe 10 der Hauptschule, Werkrealschule, Realschule und Gemein-

schaftsschule, die im Schuljahr 2020/21 die Abschlussprüfung ablegen, 

c) der Jahrgangsstufen 1 und 2 des allgemein bildenden Gymnasiums, des berufli-

chen Gymnasiums und der Gemeinschaftsschule, 

d) der Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren, die einen der unter 

Buchstabe a bis c genannten Bildungsgänge in den entsprechenden Klassenstu-

fen besuchen, 

e) der Klassenstufen 9 der Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren 

Lernen, der Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren anderer För-

derschwerpunkte mit dem Bildungsgang Lernen sowie der Klassenstufen 9 und 

10 in zieldifferenten inklusiven Bildungsangeboten, die sich auf ein nahtlos an-

schließendes Bildungsangebot vorbereiten, 

f) der beruflichen Schulen, die im Schuljahr 2020/21 eine Abschlussprüfung able-

gen, die zu einem Berufsabschluss oder einem allgemeinen Abschluss führt, 

5. Einrichtungen nach § 14 Satz 1 Nummer 3 und entsprechende Bildungsgänge an 

beruflichen Schulen in der Ressortzuständigkeit des Kultusministeriums; dies gilt 

für Klassen, die nicht Abschlussklassen sind, nur, soweit der Unterrichtsbetrieb 

nicht im Rahmen eines Onlineangebots durchgeführt werden kann und er unauf-

schiebbar ist. 

Der Unterricht für die Schülerinnen und Schüler nach Satz 1 Nummer 4 und Ab-

schlussklassen in Bildungsgängen an beruflichen Schulen in der Ressortzuständig-

keit des Kultusministeriums nach Satz 1 Nummer 5 findet im Wechsel zwischen Prä-

senz- und Fernunterricht statt. Über den Umfang und die Dauer der Präsenzphasen 

entscheidet die Schulleitung. 



(4) Abweichend von Absatz 1 findet der Präsenzunterricht an den Grundschulen in 

den Klassenstufen 1 bis 4 sowie den entsprechenden Klassenstufen der Sonderpä-

dagogischen Bildungs- und Beratungszentren, soweit deren Betrieb nicht bereits 

nach Absatz 3 zulässig ist, in einem Wechselbetrieb mit geteilten Klassen statt, de-

ren Gruppenstärke höchstens die Hälfte des jeweils maßgeblichen Klassenteilers be-

trägt. Es werden jeweils zwei Klassenstufen in der Präsenz unterrichtet. Der Unter-

richt soll vorrangig in den Fächern Deutsch, Mathematik und Sachunterricht erteilt 

werden. 

(5) Soweit Schülerinnen und Schüler in der Präsenz unterrichtet werden, sind für sie 

der Betrieb von Betreuungsangeboten der verlässlichen Grundschule, flexiblen 

Nachmittagsbetreuung, Horte sowie Horte an der Schule und der Ganztagsbetrieb 

zulässig. 

(6) Für Schülerinnen und Schüler, 

1. die durch den Fernunterricht nicht erreicht werden oder 

2. für die aus anderen Gründen nach Einschätzung der Klassenkonferenz und Zu-

stimmung der Schulleitung ein besonderer Bedarf besteht, 

werden im Rahmen der vorhandenen Ressourcen Präsenzlernangebote eingerichtet. 

Dies gilt entsprechend für fachpraktische Unterrichtsinhalte an beruflichen Schulen, 

die im Fernunterricht nicht vermittelt werden können. 

(7) Sofern und soweit Präsenzunterricht stattfindet, erklären die Erziehungsberechtig-

ten oder die volljährigen Schülerinnen und Schüler gegenüber der Schule, ob sie die 

Schulpflicht im Fernunterricht an Stelle des Präsenzunterrichts erfüllen möchten. Die 

Pflicht zur Teilnahme an schriftlichen Leistungsfeststellungen in der Präsenz kann 

auch bei einer Entscheidung gegen den Präsenzunterricht von der unterrichtenden 

Lehrkraft festgelegt werden. Wird keine Entscheidung getroffen, an Stelle des Prä-

senzunterrichts am Fernunterricht teilzunehmen, bestimmt sich die Verpflichtung zur 

Teilnahme am Präsenzunterricht nach den Regeln der Schulbesuchsverordnung. Die 

Entscheidung kann zum Ende des Schulhalb- oder Schuljahres sowie bei einer we-

sentlichen Änderung der Verhältnisse, beispielsweise des Pandemiegeschehens, mit 

Wirkung für die Zukunft geändert werden. 

(8) Soweit kein Präsenzunterricht stattfindet, tritt an dessen Stelle der Fernunterricht.  

(9) Ausgenommen von der Untersagung des Betriebs ist die Notbetreuung für teil-

nahmeberechtigte Schülerinnen und Schüler an Grundschulen, der Klassenstufen 5 



bis 7 der auf der Grundschule aufbauenden Schulen sowie aller Klassenstufen der 

Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren, sofern und soweit sie noch 

nicht wieder am Präsenzunterricht teilnehmen können. Berechtigt zur Teilnahme sind 

Kinder, 

1. deren Teilnahme an der Notbetreuung zur Gewährleistung des Kindeswohls er-

forderlich ist, 

2. deren Erziehungsberechtigte beide in ihrer beruflichen Tätigkeit unabkömmlich 

sind oder ein Studium absolvieren oder eine Schule besuchen, sofern sie die Ab-

schlussprüfung im Jahr 2021 anstreben, und hierdurch an der Betreuung gehin-

dert sind, oder 

3. die aus sonstigen schwerwiegenden Gründen auf eine Notbetreuung angewie-

sen sind. 

Satz 2 Nummer 2 gilt auch, wenn eine Person alleinerziehend ist und sie die Voraus-

setzungen des Satz 2 Nummer 2 erfüllt. Alleinerziehenden gleichgestellt sind Erzie-

hungsberechtigte dann, wenn die oder der weitere Erziehungsberechtigte aus zwin-

genden Gründen, zum Beispiel wegen einer schweren Erkrankung, an der Betreuung 

gehindert ist. 

(10) Die Notbetreuung erstreckt sich in der Regel auf den Zeitraum des Betriebs der 

Einrichtungen, den sie ersetzt. Sie findet in der jeweiligen Einrichtung, die das Kind 

bisher besucht hat, durch deren Personal und in möglichst kleinen und konstant zu-

sammengesetzten Gruppen statt. Ausnahmen hiervon sind nur in besonders zu be-

gründenden Fällen zulässig.  

(11) Der Betrieb der Schulmensen und der gemeinsame Verzehr von Speisen durch 

Schülerinnen und Schüler sowie durch das an der Schule tätige Personal sind im 

Rahmen des Unterrichtsbetriebs in der Präsenz und der Notbetreuung in möglichst 

konstanten Gruppen unter Wahrung des Abstandsgebots von mindestens 1,5 Metern 

zwischen den Personen zulässig. Die Tische sind beim Schichtbetrieb zwischen den 

Schichten grundsätzlich zu reinigen. 

(12) Ausgeschlossen von der Notbetreuung und der Teilnahme am Schulbetrieb sind 

Kinder, 

1. die in Kontakt zu einer mit dem Coronavirus infizierten Person stehen oder stan-

den, wenn seit dem letzten Kontakt noch nicht 10 Tage vergangen sind, soweit 

die zuständigen Behörden nichts anderes anordnen,  



2. die sich innerhalb der vorausgegangenen 10 Tage in einem Gebiet aufgehalten 

haben, das durch das Robert Koch-Institut im Zeitpunkt des Aufenthalts als Risi-

kogebiet ausgewiesen war; dies gilt auch, wenn das Gebiet innerhalb von 10 Ta-

gen nach der Rückkehr neu als Risikogebiet eingestuft wird, oder 

3. die typische Symptome einer Infektion mit dem Coronavirus, namentlich Fieber, 

trockener Husten, Störung des Geschmacks- oder Geruchssinns, aufweisen. 

(13) Ein Zutritts- und Teilnahmeverbot nach § 7 besteht in den Fällen von Absatz 12 

Nummer 1 nicht, sofern nach den Bestimmungen der Corona-Verordnung Absonde-

rung eine Pflicht zur Absonderung nicht oder nicht mehr besteht.“. 

 

 

Artikel 3 

 
(1) Diese Verordnung tritt am 15. Februar 2021 in Kraft. 

(2) Abweichend von Absatz 1 tritt Artikel 2 dieser Verordnung am 22. Februar 2021 in 

Kraft. 

 

Stuttgart, den 13. Februar 2021 

 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:  

 

Kretschmann 

 

                                         Strobl    Sitzmann 

 

                                         Dr. Eisenmann  Bauer 

 

                                         Untersteller   Dr. Hoffmeister-Kraut  

 

                                         Lucha    Wolf 

 

                                         Hermann    Erler 

 

                                              

 

 


